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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Bestimmungen des neuen Datenschutzgesetzes werden sowohl für den Bund als
auch für Private gelten, hingegen aus Gründen der kantonalen Autonomie der
Verwaltungsorganisation nicht für die Kantone und Gemeinden. Eine Motion Salvioni
(fdp, TI) für die Schaffung einer Verfassungsgrundlage, welche es dem Bund erlauben
würde, allgemein gültige Datenschutzregeln aufzustellen, lehnte der Nationalrat auf
Antrag des Bundesrates ab. Der Vorsteher des EJPD gab dabei zu bedenken, dass vom
neuen Bundesgesetz eine Nachahmungs- und Harmonisierungswirkung auf die Kantone
erwartet werde und deshalb eine Verfassungs- und anschliessende Gesetzesrevision
nur zu Verzögerungen führen würde. Eine Kommissionsmotion für die Erarbeitung von
Datenschutzregeln für den Telekommunikationsbereich wurde hingegen überwiesen
(Mo. 91.032). 1

MOTION
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bund müsse beim Anbieten von dezentralen Arbeitsplätzen ein Vorbild sein,
forderte Martin Candinas (Mitte, GR) in seiner Motion. Die Bundesverwaltung müsse die
Arbeitsplätze besser über alle Kantone verteilen und auch für ländliche Gebiete eine
attraktive Arbeitgeberin werden. Der nationale Zusammenhalt könnte so gestärkt
werden, wenn nicht nur vorwiegend im Kanton Bern, sondern auch in peripheren
Kantonen – zum Beispiel proportional zu ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit –
Verwaltungsarbeitsplätze angeboten würden. 
Der Bundesrat beantragte Anfang Februar 2021 die Ablehnung der Motion, weil sie
bereits erfüllt sei. Die Bundesverwaltung biete bereits heute in der ganzen Schweiz
Arbeitsplätze an. Zudem müsse die Arbeitsplatzplanung ganzheitlich betrachtet werden,
wie es die Regierung in ihrem Zielbild vorschlage. Die Entwicklung von flexiblen
Arbeitsformen, die sich durch den Covid-19-Lockdown beschleunigt habe, werde auch
vom Bundesrat mit verschiedenen Massnahmen vorangetrieben. 2

MOTION
DATUM: 03.02.2021
MARC BÜHLMANN

Auch die FK-SR unterstützte einstimmig die Idee einer zukunftsfähigen Daten-
Infrastruktur und Daten-Governance, wie sie von der Motion ihrer
Schwesterkommission gefordert, vom Bundesrat unterstützt und vom Nationalrat in der
Winteression 2020 diskussionslos angenommen worden war. Allerdings betonte die
ständerätliche Kommission in ihrer Medienmitteilung Ende Januar 2021, dass die
Kantone einbezogen werden müssten, seien diese doch hinsichtlich Digitalisierung
teilweise schon weiter als der Bund. 
Auch der Ständerat hiess dann in der Frühjahrssession die Erleichterung und
Beschleunigung der Digitalisierung durch eine Vereinheitlichung und Standardisierung
der digitalen Prozesse in der Bundesverwaltung, wie Kommissionssprecher Peter
Hegglin (mitte, ZG) für das Anliegen warb, diskussionslos gut. 3

MOTION
DATUM: 08.03.2021
MARC BÜHLMANN

Weil sowohl der Motionär, Martin Candinas (mitte, GR) als auch der zuständige
Bundesrat Ueli Maurer auf ein Votum verzichteten, bat Nationalratspräsidentin Irène
Kälin (gp, AG) die Ratsmitglieder ohne Diskussion um eine Entscheidung darüber, ob der
Bund beim Anbieten von dezentralen Arbeitsplätzen – also über alle Kantone und auch
ländliche Regionen verteilte Arbeitsplätze – ein Vorbild sein solle oder nicht. Sie
erinnerte freilich daran, dass die Regierung die Ablehnung der Motion beantragt hatte.
Mit 118 zu 68 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) entschied sich die Mehrheit der grossen
Kammer für Annahme der Motion, die damit an den Ständerat weitergereicht wurde.
Für das Anliegen sprachen sich die geschlossen stimmenden Fraktionen von SP, Grünen
und Mitte sowie Minderheiten der FDP und der SVP aus. Einzig die GLP votierte
geschlossen gegen das Anliegen. 4

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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Organisation der Bundesrechtspflege

Einen neuen Anlauf zur Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten zwei
gleichlautende Motionen von Stefan Engler (mitte, GR; Mo. 21.3689) und von Mathias
Zopfi (gp, GL; Mo. 21.3690). Seit der letzten diesbezüglichen Diskussion seien
mittlerweile zehn Jahre vergangen. In der Zwischenzeit habe es verschiedene Beispiele
gegeben, aufgrund derer die Frage nach einer Stärkung des Rechtsstaates durch
Einführung einer richterlichen Kontrolle von Bundesgesetzen neu diskutiert werden
müsse, so die identische Begründung beider Vorstösse. Zudem würde der Föderalismus
gestärkt, wenn auch die Kantone ein Gericht anrufen könnten, das prüfe, ob die
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Kantonen verfassungskonform sei. 
In seinen identischen Stellungnahmen verwies der Bundesrat auf die bisher
gescheiterten Versuche, ein Bundesverfassungsgericht einzuführen (Pa.Iv. Müller-
Hemmi und Pa.Iv. Studer; Mo. Caroni). Die Bestrebungen seien damals «nicht zuletzt am
klaren Widerstand des Ständerats» gescheitert. Der Bundesrat sehe überdies keine
Notwendigkeit für neuerliche Diskussionen und beantrage deshalb die Ablehnung
beider Motionen. Dies sah die kleine Kammer, die beide Motionen gleichzeitig
behandelte, hingegen leicht anders. Sie hiess einen Ordnungsantrag von Hans Stöckli
(sp, BE) gut, der die beiden Motionen der SPK-SR zur Vorprüfung zuweisen wollte. Sie
solle die Veränderung der Praxis beleuchten und insbesondere auch die Frage einer
Verfassungsgerichtsbarkeit bei Notrechtskompetenzen wie im Falle der Covid-19-
Pandemie betrachten. 5

MOTION
DATUM: 22.09.2021
MARC BÜHLMANN

Anfang April nahm die SPK-SR die Vorprüfung der vom Ständerat an sie zugewiesenen
Motionen Engler (mitte, GR; Mo. 21.3689) und Zopfi (gp, GL; Mo. 21.3690), mit denen die
Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit verlangt wird, vor. Die Kommission zeigte
sich mit 6 gegen 6 Stimmen gespalten. Erst mit dem Stimmentscheid des Präsidenten –
Mathias Zopfi – wurden die beiden Motionen zur Annahme empfohlen. Es sei «an der
Zeit, das Gleichgewicht zwischen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit wieder einmal zu
überprüfen», so die Begründung in der Medienmitteilung. Es gab bisher schon einige
gescheiterte Versuche, ein Verfassungsgericht einzuführen. Es sei stossend, dass die
Grundrechte via EMRK richterlich kontrolliert werden könnten, die Artikel in der
Bundesverfassung aber nicht. Die starke Minderheit gab zu bedenken, dass eine
Beurteilung der Verfassungsmässigkeit von Gesetzen durch ein entsprechendes Gericht
in vielen Fällen nicht nur schwierig, sondern häufig auch politisch sein dürfte. Ob sich
der knappe Kommissionsentscheid in einer spannenden Debatte im Ständerat
widerspiegeln wird, wird sich in der Sommersession 2022 zeigen. 6

MOTION
DATUM: 08.04.2022
MARC BÜHLMANN

Nicht wie geplant in der Sommersession, sondern erst in der Herbstsession 2022
befasste sich der Ständerat mit den beiden Motionen (Mo. 21.3689; Mo. 21.3690), die
eine Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten. Als «Evergreen»
bezeichnete Daniel Fässler (mitte, AI) die Frage, ob es eine Überprüfung der
Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen brauche. In der Tat gab es schon einige
entsprechende, allerdings stets erfolglose Vorstösse. Eine nur durch präsidialen
Stichentscheid zustande gekommene Mehrheit der SPK-SR wollte einen neuen Anlauf
versuchen und Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) brachte entsprechend
fünf Pro-Argumente vor: Erstens müsse die Bundesverfassung über den Gesetzen
stehen, damit Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern effektiv geschützt würden.
Zweitens sei die Autonomie der Kantone besser geschützt, wenn sich die Gliedstaaten
bei einem Verfassungsgericht etwa gegen verfassungswidrige
Zentralisierungsbestrebungen wehren könnten. Drittens würde das Ständemehr in
seiner Rolle gewahrt, wenn kein Gesetz zur Anwendung komme, das nicht auf einer von
Volk und Ständen angenommene Verfassungsgrundlage beruhe. Viertens seien die
Grundrechte nicht nur durch die EMRK, sondern auch durch die nationale Verfassung
effektiv geschützt – ein Schutz, der bei Gesetzesänderungen eingeklagt werden können
muss. Fünftens ergäbe sich eine präventive Wirkung, weil sich das Parlament bei der
Umsetzung von angenommenen Initiativen nicht mehr zu weit von der Verfassungsidee
entfernen könne, wenn es eine Rüge von einer verfassungsgerichtlichen Instanz
befürchten müsse. Um der starken Kommissionsminderheit gerecht zu werden, führte
Engler auch fünf Argumente gegen die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit an:
Es gebe erstens keinen Handlungsbedarf, weil der historische Verfassungsgeber eine
schwache Stellung der Judikative bewusst gewollt habe. Ein Verfassungsgericht drohe
zum Gesetzgeber zu werden, wenn nicht mehr die Stimmbevölkerung das letzte Wort
habe, ob sie ein Gesetz gutheissen wolle oder nicht. Drittens sei eine

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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«Verpolitisierung» der Judikative zu befürchten. Das Parlament sei viertens besser
geeignet, die letztlich stets politische Einschätzung vorzunehmen, ob ein Gesetz der
Verfassung widerspreche oder nicht. Das Parlament würde sich also mit der Einführung
einer Verfassungsgerichtsbarkeit fünftens seiner eigenen Kompetenzen berauben. 
In der darauffolgenden Debatte wurden zwar keine wirklich neuen Argumente mehr
vorgebracht, einige langjährige Kantonsvertreter gaben aber zu Protokoll, weshalb sie
ihre Meinung seit der letzten Diskussion vor rund elf Jahren geändert bzw. nicht
geändert hatten. Andrea Caroni (fdp, AR) etwa – als Nationalrat selbst einst Urheber
einer entsprechenden Motion – befürwortete nach wie vor eine bessere «Abfolge des
Dialogs zwischen den Gewalten». Mathias Zopfi (gp, GL) sorgte für Heiterkeit, indem er
die Verteidigung der Verfassungsgerichtsbarkeit eines jungen Rechtswissenschafters
zitierte, der heute gegen die Motion kämpfe. «Wer hat nun recht: Fässler der Jüngere
oder Fässler der Ältere?» Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) erklärte, dass er seine
Meinung innerhalb eines Jahrzehnts geändert habe. Er sei zum Schluss gekommen, dass
das aktuelle System nicht nur sehr gut, sondern mit Blick auf die Vereinigten Staaten
auch besser ohne Verfassungsgerichtsbarkeit funktioniere. Schliesslich wies auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter darauf hin, dass sie dieselbe Diskussion bereits
2012 «mitverfolgen durfte, allerdings in einer anderen Rolle». Sie erinnerte daran, dass
die kleine Kammer das bestehende System bisher stets als gut austariert betrachtet
habe. Auch der Bundesrat sei der Meinung, dass das stark gewichtete
direktdemokratische Element einer Ausweitung der Verfassungsgerichtsbarkeit
vorzuziehen sei, die zudem einen fundamentalen Eingriff in das politische System der
Schweiz bedeuten würde. Die Kantone hätten zudem bereits heute zahlreiche
Möglichkeiten, sich zu wehren. Wie schon 2012 sei der Bundesrat der Meinung, dass ein
Nein kein Nein zum Rechtsstaat, sondern ein Ja zur heute gut funktionierenden
Gewaltenteilung sei. Mit 29 zu 15 Stimmen (1 Enthaltung) folgte der Ständerat seiner
Kommissionsminderheit und der Empfehlung des Bundesrats und lehnte die beiden
Motionen ab. 7

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Trois tendances principales se dessinèrent lors de la discussion sur une nouvelle
conception des rapports entre la Confédération et les cantons. La première visait à
conserver aux cantons la plus large indépendance possible. Mais, en raison de
nombreuses imbrications, cela ne paraissait réalisable qu'au prix d'accords passés
entre les cantons sous forme de concordats régionaux voire nationaux. Pour favoriser
une telle évolution et surmonter les obstacles du particularisme, la Confédération
devait faciliter la signature de concordats, en imposer même dans certaines conditions
l'adhésion à tous les cantons, et pour certains domaines, tels la politique universitaire,
l'aménagement du territoire ou la construction des routes nationales, déléguer ses
compétences à des institutions intercantonales. La deuxième tendance faisait
abstraction des accords intercantonaux et visait à sauvegarder l'autonomie cantonale
en distribuant en trois groupes les tâches de l'Etat: pour des secteurs tels que la
défense nationale, l'assurance sociale, les routes nationales ou les universités, elle
réservait toute compétence à la Confédération ; la compétence exclusive des cantons
devait s'exercer en particulier dans les domaines suivants : hôpitaux, police, école
primaire ; et pour les grandes tâches nouvelles telles que l'aménagement du territoire
et la protection de l'environnement, elle préconisait une compétence commune qui
laisserait aux cantons la responsabilité de l'exécution ; en outre, elle postulait une
répartition plus simple des ressources financières (en gros, les impôts indirects pour la
Confédération, les impôts directs pour les cantons) ainsi qu'une harmonisation de la
fiscalité à réaliser par la Confédération. Enfin, la troisième tendance renonçait à une
répartition bien définie des tâches et réclamait une compétence générale de la
Confédération ainsi qu'une étroite collaboration de la Confédération et des cantons
dans tous les domaines, ceci en obligeant la Confédération de fournir à chaque
partenaire les moyens financiers nécessaires. 8

MOTION
DATUM: 17.12.1972
PETER GILG
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La question d'un nouvel aménagement des rapports entre Confédération et cantons a
également été abordée par les autorités fédérales. La motion Binder (pdc, AG), adoptée
en 1972 par le Conseil national et demandant un rapport sur leur état actuel ainsi que
des propositions pour une nouvelle répartition des tâches entre la Confédération, les
cantons et les communes, a été approuvée par les Etats. Les deux Conseils, en outre,
soutiennent une intervention qui, dans la perspective d'une taxe à la valeur ajoutée,
tend à faire revenir, dans sa totalité, aux cantons le produit de l'impôt fédéral direct
sous forme d'une péréquation financière renforcée. Le gouvernement a été au-devant
de cette requête en chargeant le DFJP d'élaborer une nouvelle réglementation en
collaboration avec le DFFD. Le DFJP a constitué à cet effet un groupe de travail dirigé
par S. Burkhardt, auquel il incombe d'assurer la liaison avec les responsables des
préparatifs d'une revision totale de la Constitution. Les tâches dont la Confédération
aurait à décharger totalement les cantons seraient notamment le financement de la
construction et de l'entretien des routes nationales ainsi que l'AVS et l'AI. 9

MOTION
DATUM: 20.03.1973
PETER GILG

Die Ablehnung des EWR-Vertrags verstärkte nicht nur in den Kantonen der
Westschweiz das Interesse an einer grenzüberschreitenden Politik im Rahmen der
Regionen der EU. Eine am Tag nach der EWR-Abstimmung eingereichte Motion
(92.3489) Spielmann (pda, GE) verlangte, dass den Kantonen die Möglichkeit gegeben
wird, eine Vertretung zu EU-Institutionen zu entsenden, und dass sie Kompetenzen im
Rahmen der Beteiligung an Regionalorganisationen der EU erhalten. Eine ähnliche
Motion (92.3501) Epiney (cvp, VS) im Nationalrat sowie im Ständerat eine Motion
(93.3102) Schüle (fdp, SH) und ein Postulat (92.3525) Onken (sp, TG) legten das
Schwergewicht auf die Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. In
seinen Antworten wies der Bundesrat darauf hin, dass bereits in der heutigen Praxis
den Kantonen relativ grosse Kompetenzen zugestanden werden und deshalb eine
Änderung von Art. 9 und 10 BV nicht erforderlich sei. So sei zum Beispiel die Mitarbeit
der Kantone in grenzüberschreitenden regionalen Organisationen seit 1981 durch ein
internationales Abkommen gesichert. Der Ständerat stimmte sowohl der Motion Schüle
als auch dem Postulat Onken zu. Im Nationalrat meldeten die SD und die Lega
Widerstand an, da sie von derartigen Bestrebungen ein Aufbrechen der Schweiz entlang
ihrer Sprachgrenzen befürchten. Trotzdem überwies der Rat die Motionen Spielmann
und Epiney in der vom Bundesrat beantragten Postulatsform; diejenige des Ständerats
(Schäle) sogar als Motion. 10

MOTION
DATUM: 06.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Der Ständerat überwies eine Motion Bloetzer (cvp, VS) für eine verbesserte
Koordination zwischen Bundes- und Kantonsverwaltungen bei Entscheidungs- und
Bewilligungsverfahren. 11

MOTION
DATUM: 31.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Ebenfalls gegen den Widerstand der SD und der Lega hiess der Nationalrat eine bereits
1991 eingereichte Motion Mühlemann (fdp, TG) für eine aktive Unterstützung der
Bestrebungen zugunsten der Bildung von grenzüberschreitenden
Regionalorganisationen gut. Die kleine Kammer unterstützte diese Motion ebenfalls.
Auch die Ständeräte, welche der Arbeitsgruppe der Grenzkantone zu Frankreich
angehören, forderten unter anderem eine direkte Vertretung der Kantone bei der EU
und eine verstärkte Unterstützung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit durch
den Bund. Der Bundesrat setzte als Reaktion auf diese Begehren eine
interdepartementale Arbeitsgruppe ein, welche einen Bericht über die internationale
Zusammenarbeit in den Grenzregionen sowie über die Einbeziehung der Kantone in die
Aussenpolitik ausarbeiten soll. 12

MOTION
DATUM: 31.12.1993
AUTOR UNBEKANNT

Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von Cottier (cvp, FR) eingereichte Motion,
welche verschiedene konkrete Forderungen zur Revitalisierung des Föderalismus und
zum Ausbau der institutionellen Rechte der nicht deutschsprachigen Kantone enthält,
grösstenteils als Postulat. Die Forderung nach einem Gesetz für die Mitwirkung der
Kantone in der Aussenpolitik und für eine weniger restriktive Formulierung der
aussenpolitischen Kompetenzen der Kantone in der Bundesverfassung (Art. 9 BV)
wurden gegen den Antrag von Bundesrat Koller in der Motionsform belassen. Der
Nationalrat hat die gleichlautende Motion Engler (cvp, AI) (93.3169) noch nicht
behandelt. 13

MOTION
DATUM: 05.10.1994
HANS HIRTER
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Der Nationalrat stimmte einer im Vorjahr vom Ständerat überwiesenen Motion Bloetzer
(cvp, VS) für eine verbesserte Koordination zwischen Bundes- und Kantonsbehörden
bei Bewilligungsverfahren zu. 14

MOTION
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Die beiden Christlichdemokraten Engler (AI) und Cottier (FR) hatten 1993 mit Motionen
(93.3169; 93.3175) ein Massnahmenpaket für eine grundlegende Erneuerung des
föderalistischen Systems vorgeschlagen. Der Ständerat hatte 1994 die Mehrzahl ihrer
Forderungen in ein Postulat umgewandelt, das Begehren nach einer stärkeren
institutionalisierten Mitwirkung der Kantone bei der Aussenpolitik jedoch in der
verbindlichen Motionsform überwiesen. Inzwischen hatte sich auf Wunsch der
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) eine aus Vertretern des Bundes und der
Kantone paritätisch besetzte Arbeitsgruppe gebildet. Diese soll - zusammen mit dem
Institut für Föderalismus an der Universität Freiburg - einen Vorschlag für ein
entsprechendes Mitwirkungsgesetz ausarbeiten. Obwohl der Bundesrat angesichts
dieser neuen Lage gegen einen Parlamentsauftrag in Motionsform nichts mehr
einzuwenden hatte, wandelte der Nationalrat auch diesen Teil der Motion in ein
Postulat um.
Anfangs Oktober präsentierte die erwähnte paritätische Arbeitsgruppe ihren Entwurf
für ein Mitwirkungsgesetz der Kantone in der Aussenpolitik. Dieser sieht vor, dass die
Kantone bei der Vorbereitung von aussenpolitischen Entscheiden informiert und
angehört werden müssen. Uneinig war man sich über den Grad der Verbindlichkeit der
dabei abgegebenen kantonalen Stellungnahmen. Die Vertreter des Bundes plädierten
dafür, dass diese nicht bindend sein sollen. Die Kantonsvertreter setzten sich
demgegenüber - zumindest bei Vorhaben, die in die Kompetenzen der Kantone
eingreifen - für eine verpflichtende Wirkung ein, von der nur abgewichen werden darf,
wenn es für das Landesinteresse unumgänglich ist. 15

MOTION
DATUM: 16.12.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat wandelte eine Motion Epiney (cvp, VS) für ein neues Staatskonzept,
den kooperativen Föderalismus, auf Wunsch des Bundesrates in ein Postulat um. Die
Regierung begründete ihren Antrag damit, dass einerseits eine schrittweise Reform des
bestehenden föderalistischen Systems effizienter sei als die Ausarbeitung eines neuen
Konzepts, und dass andererseits konkrete Forderungen des Motionärs wie z.B. die
Bevorzugung von Rahmengesetzen gegenüber detaillierten Erlassen oder die
Erleichterung der grenzüberschreitenden regionalen Zusammenarbeit bereits erfüllt
seien. 16

MOTION
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Unabhängig von diesem Projekt der Regierung forderte der Tessiner Nationalrat
Cavadini (fdp) mit einer Motion eine Verlagerung von Bundeskompetenzen auf die
Kantone. Namentlich dort, wo schweizerische Mehrheitsentscheide den
wirtschaftlichen Elan einzelner Kantone bremsen, möchte er diesen mehr
Entscheidungsspielraum geben. Er nannte dabei explizit die Zulassung von
ausländischen Arbeitskräften, den Grundstückerwerb durch Ausländer und die Öffnung
von Strassen für 40-Tonnen-Lastwagen. Der Bundesrat erklärte sich bereit, die
letzteren beiden Forderungen in Postulatsform entgegenzunehmen, die erste lehnte er
ab. Da Hämmerle (sp, GR) den Vorstoss bekämpfte, wurden Diskussion und Entscheid
auf später verschoben. 17

MOTION
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Étant donné les défis rencontrés par le secteur du tourisme, le maigre capital propre
des établissements d'hébergement dans l'Arc alpin et les difficultés pour obtenir un
crédit bancaire, Hans Stöckli (ps, BE) a demandé au Conseil fédéral d'instaurer un
programme d'impulsion pour la rénovation des établissements d'hébergement dans
l'Arc alpin. Il considère que les difficultés financières rencontrées par les
établissements d'hébergement, non seulement prétéritent le tourisme helvétique, mais
empêchent ces établissements d'être en adéquation avec les objectifs de la stratégie
énergétique. En effet, ces établissements consomment énormément d'énergie mais
sont dans l'incapacité de rénover ou de modifier leur plan énergétique. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Premièrement, il a rappelé que la
Confédération garantit déjà, aux établissement d'hébergement, des prêts à des
conditions préférentielles par l'intermédiaire de la Société suisse de crédit hôtelier
(SCH). Deuxièmement, il a précisé que la Confédération contribuait également
financièrement aux rénovations sur le plan énergétique. Troisièmement, il a indiqué
qu'un état des lieux serait établi dans le cadre de la stratégie touristique de la
Confédération. Finalement, il a estimé que la motion ne respectait pas la répartition
des tâches entre la Confédération, les cantons et les communes. 
De son côté, la commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) a proposé à sa chambre d'adopter la motion par 6 voix contre 6 et 1
abstention (voix prépondérante du président). Elle a souligné l'importance de soutenir
la compétitivité du tourisme en période Covid-19 et la nécessité de garantir l'efficacité
énergétique afin de protéger le climat. Une minorité s'est opposée sur la forme au
projet, mais pas sur le fond. Pour être précis, la minorité de la CER-CE a préconisé
l'adoption de la motion 21.3018 qui propose un programme d'impulsion pour tout le
tourisme, et non pas que pour les établissements d'hébergement. 
La motion a finalement été adoptée à la chambre des cantons par 28 voix contre 17. 18

MOTION
DATUM: 03.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

La majorité de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
(CER-CN) s'est montrée favorable, par 14 voix contre 9 et 2 abstentions, à la motion
Stöckli (ps, BE). Selon la majorité, cette demande d'impulsion pour la rénovation des
établissements d'hébergements de l'Arc alpin a été réitérée plusieurs fois par les
cantons alpins. L'assainissement énergétique est une problématique de longue date qui
a été exacerbée par les conséquences économiques de la crise du Covid-19 sur le
tourisme. A l'opposé, une minorité a estimé qu'il existait déjà suffisamment
d'instruments comme la stratégie touristique, les crédits de la Société suisse de crédit
hôtelier (SCH), la nouvelle politique régionale (NPR) ou encore Innotour. La minorité
était emmenée par des députés et députées UDC, PLR et PVL. 
En chambre, la motion a été adoptée par 108 voix contre 72 et 4 abstentions. Elle a
convaincu les députés et députées des Verts (28), du PS (38), du groupe du Centre (29),
ainsi que des voix dissidentes au PLR (6) et à l'UDC (7). Ces voix dissidentes proviennent
de parlementaires issus majoritairement des cantons touristiques de l'Arc alpin. En
outre, la motion a su convaincre les Verts grâce à l'argument de l'assainissement
énergétique et le groupe du Centre grâce à l'argument du soutien au tourisme. La
motion a été traitée en parallèle de la motion 21.3018. 19

MOTION
DATUM: 15.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Gesellschaftsrecht

Philippe Nantermod (plr, VS) a pointé du doigts les bénéfices excessifs des offices des
poursuites et des faillites. Il a donc préconisé une réduction des émoluments en
matière de poursuite et de faillite. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Bien qu'il ait concédé que les
émoluments prévus dans la loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP)
n'aient pas été adaptés depuis 1996, il a estimé que les situations divergent d'un canton
à l'autre et que la question ne doit donc pas être réglée au niveau fédéral, mais au
niveau cantonal. La motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans un délai de
deux ans.

MOTION
DATUM: 13.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Geld, Währung und Kredit

Versicherungen

La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil des Etats (CEATE-CE) a remis sur la table la création d'une assurance suisse
contre les tremblements de terre. Par contre, la motion déposée ne propose pas une
assurance «classique», mais un système d'engagements conditionnels. En d'autres
termes, le versement de la prime ne serait effectif qu'en cas de tremblement de terre.
Cette solution permettrait, selon la majorité de la CEATE-CE, de prendre en compte la
dimension temporelle d'un risque qui n'arrive, selon les statistiques, qu'une fois par
siècle, tout en concrétisant le principe de solidarité. Une minorité de la CEATE-CE,
emmenée par des parlementaires du Centre, PLR et UDC, s'est opposée à la motion.
Pour sa part, le Conseil fédéral a réitéré sa position quant à la possibilité de créer une
assurance tremblement de terre à l'échelle nationale. Il a indiqué qu'une telle
assurance nécessitait soit un accord intercantonal, soit une nouvelle compétence
constitutionnelle. Par conséquent, il a recommandé de rejeter la motion.
Au final, la motion a été adoptée par 25 voix contre 18 par la chambre des cantons. Elle
a été traitée en parallèle de l'initiative cantonale 19.307. 20

MOTION
DATUM: 10.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Le modèle d'un système d'engagements conditionnels comme assurance suisse
contre les tremblements de terre a séduit le Conseil national. La motion de la
Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil des États (CEATE-CE) a été adoptée par 108 voix contre 76 et 4 abstentions.
L'adoption de la motion a été validée grâce aux voix du PS (38), des Verts (30), du
groupe du Centre (28) et de l'apport de 3 voix UDC, 7 voix PLR et 2 voix PVL. La chambre
du peuple a donc suivi la proposition de sa commission (CEATE-CN), par 15 voix contre
10, d'adopter la motion. En chambre, les débats se sont cristallisés autour du principe
de solidarité et de la nécessité d'une intervention étatique en cas de séisme majeur.
L'objet a été traité en parallèle de l'objet 14.054 et 19.307. L'adoption d'un système
d'engagements conditionnels induit, logiquement, le classement des propositions
relatives à la création d'une assurance «classique» obligatoire suisse contre les
tremblements de terre. 21

MOTION
DATUM: 22.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Tierische Produktion

In einer Motion forderte Isidor Baumann (cvp, UR) die Verordnung über das Schlachten
und die Fleischkontrolle so anzupassen, dass der Kreis der Personen, welche
zugelassen sind, Schlachttieruntersuchungen durchzuführen, erweitert werde.
Zusätzlich verlangte er die Einführung einer Regelung, gemäss der die Kosten der
Anfahrt der Kontrollpersonen durch den Kanton nur noch maximal einmal pro
Schlachttag verrechnet werden dürfen. 
Die erste Forderung begründete der Urner damit, dass die Untersuchungen bisher nur
von einem amtlichen Tierarzt oder einer amtlichen Tierärztin durchgeführt werden
dürften. Da es oft nur wenige zulässige Personen gebe, seien diese häufig für mehrere
Betriebe gleichzeitig zuständig. Dies führe dazu, dass sie zwischen den einzelnen
Betrieben hin und her wechseln müssten und sich so die Logistik der Schlachtungen
verkompliziere. Die jetzige Verordnung stelle gemäss Baumann für kleinere
Schlachtbetriebe eine grosse organisatorische Herausforderung dar, da kleinere
Betriebe oft im Dorf lägen und über wenig Platz verfügten. Dadurch sei es für diese
Betriebe schwierig, die Tiere vor der Schlachtung über einen grösseren Zeitraum
unterzubringen. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung und verwies auf die Rolle der
amtlichen Fachassistenten, welche einen Teil der Untersuchungen durchführen
könnten. Zwar anerkannte er die entsprechende Problematik für kleinere Betriebe,
empfahl aber den Betroffenen, zusammen mit dem zuständigen kantonalen
Veterinäramt eine praktikable Lösung zu finden. Bezüglich der zweiten Forderung, der
Gebührenhöhe, verwies der Bundesrat auf die Kompetenz der Kantone in dieser Frage. 
In der Frühjahrssession 2015 behandelte der Ständerat die Motion und nahm ihre erste
Ziffer bezüglich der Erweiterung der zur Untersuchung berechtigten Personen an. Die
zweite Ziffer zur Gebührenhöhe hatte der Motionär zuvor zurückgezogen. In der
Herbstsession sprach sich auch der Nationalrat stillschweigend für Annahme der
Motion aus. 

MOTION
DATUM: 17.03.2015
LAURA SALATHE
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Nachdem der Bundesrat die entsprechende Forderung Ende 2016 in die Verordnung
über das Schlachten und die Fleischkontrolle aufgenommen hatte, beantragte er die
Motion im März 2017 im Bericht über die Motionen und Postulate 2016 zur
Abschreibung. National- und Ständerat folgten dem entsprechenden Antrag
diskussionslos. 22

Le Bernois Werner Salzmann (udc, BE) a déposé une motion pour demander un
changement dans le  programme SRPA. Actuellement, les agriculteur.trice.s sont
soumis.es à une législation qui régule le nombre de sorties au pâturage entre mai et
octobre de manière homogène entre toutes les régions de Suisse. Cependant, en
fonction de la situation géographique de l'exploitation (haute ou basse altitude), les
saisons ne commencent ni ne finissent exactement en même temps et influencent ainsi
à partir de quand et jusqu'à quand les bêtes peuvent paître. La réglementation actuelle
prévoit la possibilité pour l'agriculteur.trice de faire une demande particulière afin
d'adapter les mesures se rapportant aux particularités de son exploitation. Cependant,
ces formalités engendrent une charge administrative importante, ce que la motion
cherche à limiter. C'est pourquoi, la motion demande que le paysan.ne puisse définir
lui-même/ elle-même la période d'accès au pâturage en se basant sur les périodes de
végétation, c'est-à dire sur l'évolution de la nature et de la météo. L'initiateur
argumente que la mise au pré correspond à la meilleure solution économique pour les
agriculteur.trice.s et, de ce fait, ceux-ci/celles-ci agiront en harmonie avec le
changement des saisons pour faire sortir leurs bêtes. 
Le Conseil fédéral a conseillé le rejet de cette motion. Dans son argumentation, il
évoque l'ancienne législation SRPA, en vigueur jusqu'en 2007, qui reposait sur un
calendrier des périodes de végétation et avait engendré des complications dues en
partie au fédéralisme. En effet, les cantons avaient interprété l'expression «périodes de
végétation» différemment, engendrant des incertitudes juridiques et un traitement
inégalitaire entre les agriculteur.trice.s. De plus, le Conseil fédéral avance que le texte
déposé, au lieu de simplifier les démarches, les rendrait encore plus complexes
qu'actuellement. En outre, la motion réduirait le bien-être de l'animal en raison d'un
nombre de jours de sorties entre mai et octobre plus faible qu'actuellement. 
Le Conseil des États a rejeté la motion  par 21 voix contre 19 et 4 abstentions. 23

MOTION
DATUM: 08.06.2022
CHLOÉ MAGNIN

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La chambre du peuple rejette une motion de la verte-libérale Isabelle Chevalley (pvl,
VD) qui demandait à ce que les troupeaux de moutons soient mieux protégés. La
députée vaudoise n'axe pas sa demande principalement sur le loup mais bien plus sur
les autres causes générant la grande majorité des morts de moutons en pâturage, à
savoir les chutes, les maladies, les fils barbelés, etc. A cela, le conseiller fédéral en
charge des questions agricoles, Johann Schneider-Ammann, répond que la
Confédération s'engage depuis 2003 dans cette direction, ses aides incitant à la
surveillance des troupeaux par des bergers. De plus, l'implémentation de mesures
concrètes pour la protection des troupeaux est une compétence cantonale et non
fédérale. Le Conseil national rejoint donc, à 134 voix contre 55 sans abstention, la
proposition du Conseil fédéral de rejeter cette présente motion. 24

MOTION
DATUM: 28.02.2018
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum
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Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In einer im Mai 2019 eingereichten Motion verlangte Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO)
eine Harmonisierung und Ökologisierung der Bemessung der
Motorfahrzeugbesteuerung. Demnach sollen Bund und Kantone gemeinsam ein
schweizweites Bemessungssystem für die Erhebung der Motorfahrzeugbesteuerung
ausarbeiten. Weiterhin soll jedoch den Kantonen beim Mass der Besteuerung freie
Hand gelassen werden. Der heutige Flickenteppich mit unterschiedlichen Kriterien (z.
B. Hubraum, Gewicht, Leistung) «führ[e] zu Verunsicherung bei den Konsumentinnen
und Konsumenten, Fehlanreizen in der Automobilbranche [und] Rechtsunsicherheit
beim Aufbau der Infrastruktur», erklärte der Motionär. Der Bundesrat empfahl die
Motion zur Ablehnung, da damit eine neue Bundeskompetenz geschaffen würde und
somit eine Verfassungsänderung nötig würde. Jedoch befürwortete er eine
Harmonisierung der Systeme zwischen den Kantonen. 
Nach einer Diskussion über die Vor- und Nachteile des Föderalismus und von
unterschiedlichen kantonalen Lösungen sprach sich der Nationalrat mit 110 zu 78
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) für die Annahme der Motion aus. Abgelehnt wurde sie von
der geschlossen stimmenden FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einer Mehrheit der
SVP-Fraktion. 25

MOTION
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Als Zweitrat behandelte der Ständerat in der Sommersession 2022 die Motion zur
Harmonisierung und Ökologisierung der Bemessung der Motorfahrzeugbesteuerung,
eingereicht von Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO). Die zuständige KVF-SR empfahl
ihrem Rat oppositionslos, die Motion abzulehnen. Dies mit der Begründung, dass die
Zuständigkeit für die Erhebung der Motorfahrzeugsteuern bei den Kantonen bleiben
solle, damit die Steuergesetzgebung den unterschiedlichen kantonalen Bedürfnissen
gerecht werde. Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat die Motion in der Folge
stillschweigend ab, womit sie erledigt war. 26

MOTION
DATUM: 31.05.2022
MIRJAM RODER

Umweltschutz

Gewässerschutz

Fabio Regazzi (cvp, TI), der seine Interessen als passionierter Fischer gleich zu Beginn
der parlamentarischen Beratung seiner Motion darlegte, störte sich am Umstand, dass
die Kantone gemäss einer 2014 erfolgten Änderung der Verordnung zum Bundesgesetz
über die Fischerei (VBGF) nicht über die Zulassung von Widerhaken in Fliessgewässern
bestimmen dürfen. Im Gegensatz dazu haben die Kantone die Kompetenz, Wiederhaken
in gewissen Seen und Stauhaltungen zu erlauben. Ferner trage die Regelung dem
Föderalismus auch insofern nicht Rechnung, als die Morphologie der Gewässer in den
Kantonen sehr unterschiedlich sei. Nicht zuletzt verschwinde dadurch gerade im Tessin
auch eine jahrhundertealte Tradition des Angelns mit toten Ködern. Der Nationalrat aus
dem Südkanton wusste mit diesem Anliegen auch den Tessiner Anglerverband und den
Staatsrat hinter sich. 
Bundesrätin Leuthard hingegen konnte auf die Unterstützung des Schweizerischen
Fischereiverbandes zählen und stellte sich dezidiert gegen das Anliegen. Ihr sei nicht
bekannt, dass Fische im Tessin anders, resp. weniger, leiden als Fische in
Fliessgewässern anderer Kantone. Sie verteidigte die bestehende Regelung im Namen
des Tierschutzes – entgegen der Ansicht des Motionärs, der bereits in seiner
Begründung argumentiert hatte, dass das Fischen mit Widerhaken kleinere Fische gar
schütze. Eine fast geschlossen stimmende SVP sowie die Grossmehrheiten der CVP-
und FDP-Fraktionen verhalfen der Motion zum Sieg in der grossen Kammer: Mit 98 zu
83 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm der Nationalrat das Anliegen in der Herbstsession
2016 an, womit dieses zur Beratung an den Zweitrat und dessen Kommission
weitergereicht wurde. 27

MOTION
DATUM: 12.09.2016
MARLÈNE GERBER
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Auf weniger Erfolg stiess Fabio Regazzis (cvp, TI) föderales Anliegen, das sich an der
eidgenössischen Hoheit zum Erlass von Bestimmungen betreffend die Zulassung von
Widerhaken in Fliessgewässern störte, in der zweitberatenden Kantonskammer. Auf
einstimmiges Anraten der UREK-SR (bei einer Enthaltung) und nach ausführlichem
Plädoyer für den Tierschutz, vorgetragen von Roberto Zanetti (sp, SO) in seiner Funktion
als Präsident des Schweizerischen Fischereiverbandes, versenkte der Ständerat die
Motion, die im Vorjahr im Nationalrat durch eine bürgerliche Mehrheit befürwortet
worden war. 28

MOTION
DATUM: 15.03.2017
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Eine Entflechtung der Ergänzungsleistungen wollte Josef Dittli (fdp, UR) mit einer
Motion Ende 2016 erreichen. Durch die Zuordnung der Verantwortlichkeiten zwischen
Bund und Kantonen nach fiskalischer Äquivalenz sollen Fehlanreize bei den EL abgebaut
und ihre Effizienz gesteigert werden. Die Kantone sollen folglich nicht mehr für
Entscheide auf Bundesebene bezahlen müssen. Der Bundesrat verwies in seiner
Antwort auf den in der Motion der FK-NR geforderten Bericht zur Aufgabentrennung
zwischen Bund und Kantonen, nach dessen Vorliegen eine grundlegende
entsprechende Diskussion geführt werden könne, und empfahl die Motion zur
Ablehnung. Aufgrund eines Ordnungsantrags Stöckli (sp, BE) wies der Ständerat die
Vorlage in der Frühjahrssession 2017 der SGK-SR zur Vorberatung im Rahmen der EL-
Reform zu. Im November 2018 zog Dittli die Motion zurück. 29

MOTION
DATUM: 14.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Im Februar 2021 beriet die SGK-SR die Motion von Filippo Lombardi (cvp, TI) zur
Wiederherstellung der Transparenz bei den Gesundheitskosten, die ihr der Ständerat
zuvor zugewiesen hatte. Dabei hörte sie sich Vertreterinnen und Vertreter der GDK, der
Versicherungen und der Prämienzahlenden an und zeigte sich in der Folge zwar
überzeugt von der Relevanz der Kontrolle der Kantone über die Schätzungen zu den
Gesundheitskosten, nicht aber ihre Kontrolle der Prämien. Wie zuvor der Bundesrat
verwies auch die Kommission hier auf die Übersicht, welche das BAG – im Unterschied
zu den Kantonen – über die gesamten die Prämien beeinflussenden Kosten habe,
weshalb dieses besser zur Prämienkontrolle fähig sei als die Kantone. Eine
Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) teilte die Empfehlung der
Kommissionsmehrheit auf Ablehnung der Motion jedoch nicht. Der Ständerat
behandelte die Motion zusammen mit fünf Standesinitiativen mit ähnlichem Anliegen.
Beat Rieder (mitte, VS) verteidigte die Motion Lombardi für den aus dem Rat
ausgeschiedenen Motionär. Er betonte, dass es bei dieser Motion nur darum gehe, den
Kantonen die «Möglichkeit zu geben, ihre Stellungnahmen auf der Basis einer
vollständigen Datenlage zu formulieren», ihnen also Zugang zu den dazu notwendigen
Daten zu gewähren, was insbesondere im Hinblick auf die Einführung eines
monistischen Finanzierungssystems für die Gesundheitsleistungen (EFAS) wichtig – ja
sogar «unabdingbar» – sei. Dadurch komme es aber nicht zu einer
Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Kantonen. Mit 22 zu 18 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nahm der Ständerat daraufhin die Motion an. 30

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2021 behandelte der Nationalrat die Motion Lombardi (cvp, TI), mit
welcher der Motionär die Möglichkeit für die Kantone beibehalten wollte, auf die
Buchhaltungsdaten der Krankenversicherungen zur Prämienberechnung zuzugreifen.
Mit 11 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) hatte die SGK-NR die Ablehnung der Motion
empfohlen und dabei wie zuvor der Bundesrat und ihre Schwesterkommission auf die
nationalen Faktoren der Prämienberechnung verwiesen, welche die Kantone nicht
beurteilen könnten. Die Kommission sprach der Motion überdies eine
kostendämpfende Wirkung ab. Hingegen betonte die Minderheit Wyss (sp, BS) den
Zusammenhang zwischen Transparenz und Kostenbewusstsein der Versicherten und
verwies auf die wichtige Rolle der Kantone bei der Finanzierung der Gesundheitskosten
sowie auf die fünf entsprechenden Standesinitiativen der Kantone Freiburg, Genf, Jura,
Neuenburg und Tessin. Nachdem sich der Nationalrat mit 167 zu 9 Stimmen (bei 2

MOTION
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Enthaltungen) für die Motion ausgesprochen hatte, vermutete Kommissionssprecherin
Amaudruz (svp, GE) ein Problem in der Formulierung der Bedeutung der Ja- und Nein-
Stimmen. Ihr Ordnungsantrag auf Wiederholung der Abstimmung wurde mit 142 zu 2
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gutgeheissen, am Ausgang der Abstimmung änderte die
Wiederholung jedoch nichts: Mit 93 zu 79 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat die Motion mit Stimmen aus allen Fraktionen erneut mehrheitlich an. Durch
die Zustimmung beider Räte wird der Bundesrat somit beauftragt, dafür zu sorgen, dass
die Kantone auch weiterhin Zugriff auf die entsprechenden Daten haben. 31

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Alarmé par l'opération papyrus de Genève, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit être suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extrême
gravité ou de risque d'exploitation dans l'exercice d'une activité lucrative, a selon
l'Union du Centre été interprété de manière trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'à ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
même thématique. 
La conseillère fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser près de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité à la fin de l'année 2018 et qu'il était de surcroît impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son côté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. 32

MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Passée devant la commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN)
du Conseil national, la motion visant à inciter les jeunes migrants arrivés tardivement
en Suisse à achever une formation du degré secondaire II n'a pas convaincu. La
majorité (14 voix) a choisi de la rejeter, arguant qu'un mélange des compétences de la
Confédération et des cantons n'était pas souhaitable, du moins pas avant la parution du
rapport commandité par la CDIP et le SEFRI. Ce rapport permettra de faire la lumière
sur les différents programmes d'intégration et les populations concernées. Une
minorité (9 voix) souhaitait tout de même accepter la motion, pour manifester leur
volonté d'avancer sur le dossier de l'intégration. 
Au Conseil national, le même rapport de force était à l’œuvre: 115 voix émanant de
l'UDC, du PLR et du PDC se sont opposées à la motion, contre les insuffisantes 67 voix
des autres partis. 33

MOTION
DATUM: 03.04.2019
SOPHIE GUIGNARD
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